


nicht eine höhere Stimmenmehrheit oder eine 

höhere Beteiligung bestimmt.

(Neu) (5) Der Vorstand oder ein, von ihm 

delegierter, Ausschuss ist berechtigt und 

verpflichtet eine Urabstimmung durchzuführen,

a) durch Beschluss des Bundesvorstandes oder 

des Vorstandes des jeweiligen 

Gebietsverbandes,

b) durch Antrag eines direkt nachgeordneten 

Gebietsverbandes,

c) durch Antrag eines Ausschusses oder

d) durch ein Quorum von 15% der Mitglieder 

des jeweiligen Gebietsverbandes.

a) von 5% der Mitglieder des jeweiligen 

Gebietsverbandes;

b) von 5% der direkt nachgeordneten 

Gebietsverbände;

c) eines Ausschusses des jeweiligen 

Gebietsverbandes;

d) des jeweiligen Parteitages; oder

e) des jeweiligen Gebietsvorstandes.

(5) Der Antrag ist an den jeweiligen Vorstand zu 

richten und muss einen ausformulierten, auf Ja 

oder Nein abstimmbaren Antragstext, eine 

Antragsbegründung mit maximal 5.000 Zeichen 

sowie die Benennung der Antragsteller 

umfassen.

(neu) (6) Ein Antrag ist mit Begründung 

zurückzuweisen, wenn

a) der Beschluss gegen die Satzung oder 

geltendes Recht verstoßen würde,

b) über den Antragsgegenstand bereits 

innerhalb von zwei Jahren eine Urabstimmung 

oder Entscheidung eines Parteitags 

stattgefunden hat,

c) die Beschlussfassung nicht in die 

Entscheidungskompetenz der jeweiligen 

Gebietsgliederung fällt oder

d) der Antrag den Formalien nach Abs. 5 nicht 

entspricht.

(neu) (7) Ein zulässiger Antrag ist den 

Mitgliedern bekannt zu machen und soll unter 

Wahrung von Neutralität durch alle 

Parteiorgane einer breiten inhaltlichen 

Diskussion und Konsensierung zugeführt 

werden.

(umnummeriert) (8) Beschlüsse werden 

grundsätzlich per einfacher Stimmenmehrheit 

gefasst, sofern sich wenigstens 10% der 

Mitglieder der Partei an der Abstimmung 

beteiligen und sofern die Satzung nicht eine 

höhere Stimmenmehrheit oder eine höhere 

Beteiligung bestimmt.



(Neu) (6) Der Beginn einer Urabstimmung darf 

frühestens zwei Wochen und muss spätestens 

vier Wochen, nachdem ein Antrag eingereicht 

wurde oder ein Beschluss ergangen ist, 

stattfinden.

(Neu) (7) Der Vorgang der Urabstimmung ist 

vom Vorstand oder dem zuständigen Ausschuss 

zu protokollieren und das Ergebnis den 

Mitgliedern unverzüglich mitzuteilen.

(Neu) (9) Der Beginn einer Urabstimmung darf 

frühestens zwei Wochen und muss spätestens 

acht Wochen, nachdem ein Antrag eingereicht 

wurde oder ein Beschluss ergangen ist, 

stattfinden.

(Neu) (10) Der Vorgang der Urabstimmung ist 

vom Vorstand oder dem zuständigen Ausschuss 

zu protokollieren und das Ergebnis den 

Mitgliedern unverzüglich mitzuteilen.


